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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. begrüßt die Einleitung einer Konsultation zur Kapitalmarktunion und weist darauf hin, 

dass Lehren aus der Krise gezogen werden müssen, wenn es darum geht, die Stabilität der 

Märkte zu verbessern, eine nicht bankengestützte Finanzierung sowie Investitionen im 

Bereich der Realwirtschaft zu ermöglichen und langfristig nachhaltiges Wachstum 

sicherzustellen; ist der Auffassung, dass diese Initiative ein wichtiges Instrument sein 

kann, um Europa wieder auf einen sozial und ökologisch ausgewogenen nachhaltigen 

Wachstumspfad zu bringen, da sie den Zugang zu Finanzierungen vergrößert und Mittel 

für Investitionen freisetzt; 

2. betont, dass der breitere globale Kontext zu berücksichtigen ist – insbesondere, was 

Zeitpunkt und Inhalt von Legislativvorschlägen betrifft –, um die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit des EU-Finanzsektors zu wahren und zu stärken, das 

Investitionsklima zu verbessern, Kapitalströme in die EU zu locken und einen 

gegenseitigen Zugang zu internationalen Finanzmärkten zu gewährleisten; betont in 

diesem Zusammenhang die Notwendigkeit einer engeren Zusammenarbeit zwischen der 

Kommission und internationalen Einrichtungen wie dem Finanzstabilitätsrat (FSB) und 

der Internationalen Organisation der Wertpapieraufsichtsbehörden (IOSCO); 

3. betont, dass das Ziel der EU-Regulierung von Finanzdienstleistungen darin bestehen 

sollte, der Realwirtschaft zu dienen; ist daher der Auffassung, dass die Regulierung 

kohärent und verhältnismäßig sein sollte; 

4. weist darauf hin, dass die Realwirtschaft weiterhin stark auf die Banken angewiesen ist, 

weshalb sie empfindlich auf eine restriktivere Kreditvergabe durch die Banken reagieren 

würde; ist der Auffassung, dass alternative Finanzierungsquellen gefunden werden sollten, 

insbesondere indem verstärkt auf Risikokapital zurückgegriffen wird; 

5. begrüßt die angestrebte Diversifizierung der Finanzierungskanäle, die die bestehenden 

ergänzen sollten, mit denen Instrumente gefördert werden sollten, deren Nützlichkeit sich 

erwiesen hat und bei denen die Besonderheiten der Finanzierung berücksichtigt werden 

sollten, die innovative Unternehmen wie zum Beispiel Start-up-Unternehmen in 

verschiedenen Phasen ihrer Entwicklung benötigen; hebt hervor, dass der bürokratische 

Aufwand, insbesondere für KMU, verringert werden sollte und die Anwendung der 

Grundsätze der Subsidiarität, der Verhältnismäßigkeit, der Kohärenz und der 

Praktikabilität in der EU-Gesetzgebung im Interesse offener, effizienter, liquider und 

kosteneffektiver Kapitalmärkte gefördert werden sollte; 

6. ist besorgt über die Komplexität der Vorschriften, die oft auf mehreren Ebenen bestehen 

und zu unterschiedlichen und widersprüchlichen Ergebnissen führen; fordert die 

Kommission auf, eine gründliche Bewertung der durch die Einhaltung der Vorschriften im 

Bereich der Finanzdienstleistungen verursachten Kosten insbesondere für KMU und Start-

up-Unternehmen durchzuführen, um diese Kosten nach Möglichkeit zu senken; 
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7. unterstreicht die wichtige Rolle der Banken als Intermediäre an den Kapitalmärkten; 

betont, dass die Finanzintermediation von entscheidender Bedeutung ist, wenn es darum 

geht, die Risiken und Bedürfnisse von potenziellen Investoren richtig zu bewerten; 

8. weist mit Nachdruck auf die Notwendigkeit einer investitionsfreundlichen Umgebung hin, 

in der Hindernisse, die von langfristigen Investitionen abschrecken, beseitigt werden, so 

zum Beispiel Kapitalanforderungen, die von langfristigen Investitionen in die 

Infrastruktur abschrecken; 

9. ist der Ansicht, dass die Kapitalmarktunion darüber hinaus durch die Beseitigung von 

Einschränkungen und Hindernissen in Bezug auf den möglichen Einsatz von 

Finanzinstrumenten, wie zum Beispiel Anleihen oder Aktien, sicherstellen sollte, dass 

Unternehmen zwischen Finanzierungsarten wählen können; 

10. weist darauf hin, dass der Mangel an Informationen über die Finanzlage von KMU eines 

der wesentlichen Hindernisse für Investitionen in diese Art von Unternehmen ist; ruft die 

Kommission zu einer gründlichen Reflexion über Methoden und Mittel zur Verbesserung 

des Zugangs von Anlegern zu überschaubaren und vergleichbaren Daten über KMU auf; 

ist der Auffassung, dass die Einrichtung einer speziellen Datenbank zur freiwilligen 

Erfassung von Finanzinformationen über KMU und Start-up-Unternehmen sich als 

nützliches Werkzeug zur Bereitstellung von Informationen an Investoren erweisen könnte; 

11. begrüßt die Einleitung von Konsultationen über eine Überprüfung der Prospektrichtlinie 

und die Bemühungen, die unternommen werden, um regulatorische Hindernisse beim 

Zugang zu Verbriefungen zu beseitigen; fordert eine Wiederbelebung des 

Verbriefungsmarktes, indem eine übermäßig vorschreibende und detaillierte Definition 

von einfachen, transparenten und standardisierten Verbriefungen vermieden wird; 

unterstützt den Vorschlag der Kommission, ein Register für Verbriefungen von hoher 

Qualität zu erstellen; hebt insbesondere hervor, dass die Kapitalmärkte für KMU und 

Unternehmen mit mittlerer Kapitalisierung geöffnet werden müssen und für diese 

Unternehmen eine breitere Auswahl an Finanzierungsoptionen geschaffen werden muss; 

fordert in diesem Zusammenhang dazu auf, die Schaffung von „KMU-Benchmarks“ in 

Betracht zu ziehen, die es Banken ermöglichen, Kredite zu vergleichen und Preise dafür 

zu bestimmen; fordert einen verbesserten Zugang zu langfristigen Finanzierungen und die 

Ausarbeitung eines gesamteuropäischen Markts für Privatplatzierungen zur Förderung 

von Risikokapitalfinanzierungen sowie alternative Instrumente wie Partnerkredite und 

Schwarmfinanzierung; fordert die Kommission auf, im Rahmen der Kapitalmarktunion 

das Konzept des „Funding Escalator“ zu prüfen, mit dem den unterschiedlichen 

Finanzierungsbedürfnissen der Unternehmen im Laufe ihrer unterschiedlichen 

Entwicklungsstadien Rechnung getragen wird; 

12. ist der Auffassung, dass der Zugang zur Finanzierung, insbesondere für KMU, in Bezug 

auf Wachstum und Schaffung von Arbeitsplätzen ausschlaggebend ist; weist darauf hin, 

dass profitable Banken sowie effiziente Kapitalmärkte eine Voraussetzung für den Zugang 

zur Finanzierungen darstellen; 

13. fordert die Kommission auf, den spezifischen Merkmalen einzelner Märkte Rechnung zu 

tragen und nur in denjenigen Bereichen Änderungen vorzuschlagen, in denen ein 

Eingreifen erforderlich ist, um bestehende Hindernisse zu beseitigen; ist der Auffassung, 

dass ein Bottom-up-Ansatz, der Austausch bewährter Praktiken und die Stärkung der 
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lokalen Kapitalmärkte und der lokalen Ökosysteme im Mittelpunkt der Initiative zur 

Schaffung einer Kapitalmarktunion stehen sollten, und dass eine Harmonisierung der 

Rechtsvorschriften nur dort angestrebt werden sollte, wo sie erforderlich ist, und 

Maßnahmen ergriffen werden sollten, um die negativen Auswirkungen der Übererfüllung 

von Vorgaben („gold-plating“) zu verhindern; 

14. fordert die Kommission auf, in ihren politischen Initiativen zur Umsetzung der 

Kapitalmarktunion den unterschiedlichen wirtschaftlichen und kulturellen Strukturen der 

KMU in verschiedenen Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen; 

15. weist darauf hin, dass privates Beteiligungskapital und Risikokapital interessante 

Finanzierungsalternativen insbesondere für Start-up-Unternehmen darstellen; fordert die 

Kommission auf, zusätzliche Instrumente zu entwickeln, die auf den Erfahrungen mit den 

europäischen Risikokapitalfonds und den Europäischen Fonds für soziales 

Unternehmertum aufbauen; 

16. unterstreicht, wie wichtig umfassende und sektorenübergreifende Folgenabschätzungen 

sind, und fordert die Kommission auf, eingehende Konsultationen zu Angelegenheiten 

durchzuführen, die für alle beteiligten Akteure von Belang sind, und die Kohärenz der 

delegierten und Durchführungsrechtsakte sicherzustellen; 

17. vertritt die Auffassung, dass Rechtsvorschriften nicht immer die am besten geeignete 

politische Antwort darstellen und dass nichtlegislative und marktbasierte Ansätze 

gebührend in Erwägung gezogen werden sollten; 
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